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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Jahresrückblick 2022: Parteien

Die Parteien als wichtige politische Akteure werden in der Öffentlichkeit besonders
stark im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen wahrgenommen. Mit den
Bundesratsersatzwahlen vom Dezember 2022 schnellte insbesondere die
Medienpräsenz der SVP und der SP, in geringerem Mass auch jene der Grünen in die
Höhe (siehe Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang).
Die SVP hatte dabei den zurücktretenden Ueli Maurer zu ersetzen. Zu reden gab dabei,
dass die in den letzten Jahrzehnten tonangebende Zürcher Kantonalsektion erst nach
längerer Suche überhaupt eine Kandidatur präsentieren konnte (alt Nationalrat Hans-
Ueli Vogt), während die Berner Sektion mit Nationalrat Albert Rösti und Ständerat
Werner Salzmann gleich zwei Kandidaten ins Rennen schicken konnte. Relativ früh
zeichnete sich ab, dass es anders als bei früheren Bundesratswahlen bei der SVP zu
keiner Zerreissprobe und allfälligen Parteiausschlüssen kommen würde, da die anderen
Fraktionen keine Ambitionen erkennen liessen, eine Person ausserhalb des offiziellen
SVP-Tickets zu wählen, für das die SVP-Fraktion letztlich Vogt und Rösti auswählte.
Schliesslich erhielt die SVP mit Albert Rösti einen Bundesrat, der als linientreu und
gleichzeitig umgänglich im Ton gilt.
Die SP wiederum hatte nach dem überraschenden Rücktritt von Simonetta Sommaruga
nur wenig Zeit für die Nominierung ihrer Kandidaturen. Für gewisse Turbulenzen sorgte
hier der von der Parteispitze rasch und offensiv kommunizierte Antrag an die Fraktion,
sich auf Frauenkandidaturen zu beschränken. Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH)
rebellierte zunächst dagegen und gab seine eigene Kandidatur bekannt, zog diese aber
wieder zurück, nachdem die SP-Fraktion dem Antrag der Parteispitze deutlich
zugestimmt hatte. Mit einer «Roadshow» der Kandidatinnen in verschiedenen
Landesteilen versuchte die SP trotz der knappen Zeit noch vom Schaufenstereffekt der
Bundesratswahlen zu profitieren. Aufs Ticket setzte die Fraktion schliesslich die beiden
Ständerätinnen und ehemaligen Regierungsrätinnen Eva Herzog (BS), die Mitglied der
SP-Reformplattform ist und eher dem rechten Parteiflügel zugerechnet wird, und
Elisabeth Baume-Schneider (JU), die als umgänglicher und weiter links stehend gilt. Im
Parlament gingen in den ersten Wahlgängen überraschend viele Stimmen an den nicht
auf dem Ticket stehenden Jositsch, bevor schliesslich Baume-Schneider den Vorzug vor
Herzog erhielt. Wenig erbaut zeigte sich die SP von der anschliessenden
Departementsverteilung, bei der Baume-Schneider das EJPD zugeteilt und Alain Berset
ein angeblich gewünschter Wechsel aus dem EDI verwehrt wurde.
Dass weder die SVP noch die SP um ihre zweiten Bundesratssitze bangen mussten,
hatte auch damit zu tun, dass sich die Grünen, die bei den letzten
Gesamterneuerungswahlen noch mit einer Sprengkandidatur angetreten waren, selbst
früh aus dem Rennen nahmen. Manche Beobachterinnen und Beobachter warfen den
Grünen deswegen Harmlosigkeit und mangelnden Machtinstinkt vor. Die Grünen
argumentierten dagegen, dass ein Angriff auf den SP-Sitz dem rot-grünen Lager keine
Stärkung bringen würde und ein Angriff auf den SVP-Sitz aussichtslos gewesen wäre,
weil das «Machtkartell» der bisherigen Bundesratsparteien keine Sitzverschiebungen
wolle.

Alle 2022 durchgeführten kantonalen Wahlen wurden von den Medien auch als Tests
für den Formstand der Parteien im Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen im Herbst
2023 interpretiert. Die grossen Zwischenbilanzen, die im März nach den kantonalen
Wahlen in Bern, der Waadt, Obwalden und Nidwalden gezogen wurden, bestätigten sich
im Wesentlichen auch in den folgenden Glarner und Zuger Wahlen (allerdings nicht in
Graubünden, das wegen einem Wechsel des Wahlsystems jedoch einen Sonderfall
darstellt): Die «grüne Welle» rollte weiter, zumal die Grünen und noch stärker die GLP
fast durchwegs Zugewinne verbuchen konnten. Demgegenüber büssten alle vier
Bundesratsparteien Stimmenanteile ein, am deutlichsten die SP. Spekulationen über
Gewinne und Verluste bei den nationalen Wahlen und mögliche Auswirkungen für die
Sitzverteilung im Bundesrat sind freilich zu relativieren, weil sich Themen- und
Parteienkonjunktur bis im Oktober 2023 noch deutlich verändern können und sich
kantonale Wahlergebnisse aus mehreren Gründen nicht einfach auf die nationale Ebene
übertragen lassen.

Misst man den Rückhalt der Parteien an ihrem Erfolg in den Volksabstimmungen, so

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
HANS-PETER SCHAUB
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ergibt sich ein etwas anderes Bild: Am häufigsten – nämlich bei 8 von 11
Abstimmungsvorlagen – stand dieses Jahr die EVP mit ihren Parolen auf der Siegerseite,
gefolgt von EDU, FDP, GLP und Mitte (je 7). Seltener jubeln konnten die Parteien an den
linken und rechten Polen des Spektrums (Grüne, PdA, SP und SVP: je 6). Freilich ist
nicht jede Abstimmungsvorlage für jede Partei gleich wichtig. So war etwa für die SP das
knappe Ja zur AHV-21-Reform mit der Frauenrentenaltererhöhung besonders
schmerzhaft, die beiden Nein zu den Teilabschaffungen von Stempel- und
Verrechnungssteuer hingegen besonders erfreulich. Für FDP und SVP war es gerade
umgekehrt, daneben war für sie auch die Ablehnung des Medienpakets ein bedeutender
Erfolg.

Mit Blick auf ihre Mitgliederzahlen sahen sich derweil fast alle grösseren Parteien im
Aufwind: GLP, Grüne, Mitte, SP und SVP meldeten im Vergleich zu 2020
Mitgliederzuwächse im vierstelligen Bereich, die FDP hatte keine Informationen zu ihrer
aktuellen Mitgliederentwicklung. Ein Grund für die vermehrte Hinwendung zu den
Parteien könnte sein, dass die stark alltagsrelevante Covid-19-Pandemie, die
intensivierte Diskussion um den Klimawandel und aussergewöhnlich intensive
Abstimmungskämpfe etwa zur Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und
zu den beiden Covid-19-Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 viele
Bürgerinnen und Bürger stärker politisiert haben. 

Das Jahr brachte in der Schweizer Parteienlandschaft auch einige strukturelle
Veränderungen. So ist mit der Gründung einer Kantonalsektion in Uri die GLP nun
erstmals in sämtlichen Kantonen präsent. Bei der BDP fand zum Jahresbeginn der
umgekehrte Weg seinen Abschluss: Am 1. Januar 2022 hörten die letzten beiden BDP-
Kantonalsektionen auf zu existieren, nachdem die Partei auf nationaler Ebene schon ein
Jahr davor in der Mitte aufgegangen war. Ganz aufgelöst wurde sodann die Partei
national orientierter Schweizer (Pnos), die als parteipolitischer Arm der rechtsextremen
Szene in der Schweiz gegolten hatte. Sie war im Parteiensystem nie über eine marginale
Rolle hinausgekommen. Ihre Auflösung bedeutet allerdings nicht das Aussterben
rechtsextremer Ideologien im Land, sondern lediglich das – vorläufige – Ende der
parteipolitischen Aktionsform des Milieus.

Nachdem der Bundesrat im zu Ende gehenden Jahr das Gesetz und eine
konkretisierende Verordnung zur Transparenz der Politikfinanzierung in Kraft gesetzt
hat, werden sich die Parteien im neuen Jahr erstmals an die entsprechenden Regeln
halten müssen. Die Parteien, die in der Bundesversammlung vertreten sind, haben
unter anderem ihre Gesamteinnahmen sowie Zuwendungen von über CHF 15'000
offenzulegen. 1

Parteiensystem

Der Nationalrat wollte im Berichtsjahr höhere Beiträge an die Fraktionen der
Bundesversammlung zugunsten ihrer Sekretariate bewilligen als dies seine Kommission
beantragt hatte. Er stimmte einem von den Freisinnigen unterstützten Antrag Bär (gp,
BE) zu, den Grundbeitrag pro Fraktion statt auf die vorgeschlagenen 50'000 auf 80'000
Fr. aufzustocken; zudem erhöhte er den zusätzlichen Beitrag pro Fraktionsmitglied statt
auf 7'000 auf 9'000 Fr. Damit hätten sich die Fraktionsbeiträge insgesamt von knapp
einer Million auf ca. 2,7 Mio Fr. erhöht. Der Ständerat beharrte allerdings auf den
ursprünglichen Kommissionsvorschlägen. Darauf krebste der Nationalrat in bezug auf
die Höhe des Grundbeitrages pro Fraktion auf 50'000 Fr. zurück, wonach der Ständerat
die Einzelbeiträge von 9'000 Fr. pro Fraktionsmitglied guthiess. Verschiedene Anträge
Rufs (sd, BE), an die parlamentsbezogene Arbeit der Parteisekretariate der
Fraktionslosen ebenfalls Beiträge auszurichten, wurden abgelehnt. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine am IDHEAP durchgeführte Studie zeigt auf, dass die Parteienlandschaft nirgends
in Europa derart polarisiert ist, wie in der Schweiz. Noch in den 1990er Jahren galt das
Parteiensystem in der Schweiz als relativ stabil und nur wenig polarisiert. Die Studie
macht aber aufgrund von Professionalisierung und verstärkter Themenorientierung in
den letzten Jahren eine massive Zunahme der Polarisierung aus. Sie begründet diese
Entwicklung mit den Eigenheiten des Proporzwahlsystems und der Konkordanz. Beide
Institutionen machten es möglich, dass auch Regierungsparteien starke Positionen
einnehmen können und nicht auf Koalitionen oder ihre Mehrheitsfähigkeit Rücksicht
nehmen müssen. Die Studie vergleicht die grossen Schweizer Parteien mit den

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.05.2010
MARC BÜHLMANN
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europäischen Schwesterparteien und streicht die im Vergleich auffallend radikale
Politisierung der SVP und der SP heraus. Demgegenüber lassen sich die CVP, die FDP
und die Grünen gut mit ihren europäischen Pendants vergleichen. 3

Die Mitteparteien CVP, FDP und BDP diskutierten im Berichtjahr eine Strategie-Allianz,
um sich gegen die Polparteien SP und SVP besser zur Wehr setzen zu können. Die
vorerst geheimen Absprachen gelangten aufgrund einer Indiskretion an die
Sonntagspresse. Die drei Parteien dementierten die vermuteten strategischen
Absprachen zur Rettung der Bundesratssitze und betonten, dass es bei den Sitzungen
lediglich um die zukünftige Zusammenarbeit bei Sachthemen gegangen sei. 4

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.05.2010
MARC BÜHLMANN

Ab dem 1. Januar 2011 können Spenden bis zu 10'000 Fr. von den Steuern abgezogen
werden. Die Stadtberner FDP sorgte im Mai für Schlagzeilen, nachdem sie ankündigte, in
Zukunft die Namen von Grossspendern offenzulegen, die der Partei mehr als 5'000
Franken zukommen lassen. Die Kantonalzürcher FDP und die Jungfreisinnigen wollen in
Zukunft Spenden zwar nicht nach Namen, aber nach Kategorien (Private und
Unternehmen) und Branchen ausweisen. Die meisten kantonalen und die nationale
Mutterpartei machten aber klar, dass sie eine solche Handhabung nicht übernehmen
werden. Bei der Veröffentlichung des Korruptionswahrnehmungsindex rügte
Transparency International die Schweiz als einziges demokratisches Land, das keine
Regelungen zur Parteienfinanzierung kenne. 5

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.05.2010
MARC BÜHLMANN

In der Presse war Ende des Berichtsjahrs eine Schätzung der Wahlkampfbudgets der
Parteien nachzulesen, die aufgrund der ebenfalls geschätzten Ausgaben bei den Wahlen
2007 sowie einigen Antworten auf entsprechende Anfragen bei den
Generalsekretariaten beruhten. Dass Geld für den Wahlerfolg eine Rolle spiele, sei
unbestritten. Die Wahlkampfbudgets seien jedoch sehr ungleich. Mit Abstand am
meisten Mittel zur Verfügung habe die SVP (15 Mio.), gefolgt von der CVP (3 Mio.), der
FDP (2.6 Mio.) und der SP (1.5 Mio.). Die kleineren Parteien (GP, GLP, BDP) hätten
weniger als eine Viertelmillion zur Verfügung. 6

WAHLEN
DATUM: 28.12.2010
MARC BÜHLMANN

Für Unmut unter den Parteien sorgte das Verbot der SBB für aktive Wahlwerbung in
Bahnhöfen. Plakate dürften in Bahnhofarealen an den dafür vorgesehenen Stellen zwar
aufgehängt werden, aber die Bahnkunden wollten laut einer Umfrage nicht von
Politpromotion belästigt werden, so die Bundesbahnen. Die vier grossen Parteien CVP,
FDP, SP und SVP intervenierten gemeinsam gegen dieses Verbot. Die SBB bewilligten in
der Folge in kleineren Bahnhöfen politische Aktionen für die kantonalen Wahlen in
Zürich und Luzern, nicht aber in den Hauptbahnhöfen, weil dort die Platzverhältnisse zu
eng seien. Zudem wurde diese Erlaubnis an Bedingungen geknüpft: Pro Tag sollte
lediglich eine Partei gegen Bezahlung die Möglichkeit für Standaktionen erhalten. Die
SBB zeigten sich für die Nationalratswahlen dann aber kulant und erlaubten den
Parteien am 22. September Standwerbung im Hauptbahnhof Zürich. FDP, CVP, SVP, SP,
GP, EVP, GLP und BDP wurden je 50 m2 zur Verfügung gestellt. Mit dieser neutralen
Plattform gedachten die SBB einen Beitrag zum demokratischen Dialog und zu einer
möglichst hohen Wahlbeteiligung zu leisten. Die Wahlpromotion einzelner Parteien war
aber nach wie vor nicht erlaubt. Für negative Reaktionen bei den Passagieren sorgte im
Sommer zudem die hohe Konzentration an SVP-Plakaten im Hauptbahnhof Zürich. Die
SBB zogen in der Folge die Notbremse und passten ihre Richtlinien an. Parteien dürfen
künftig maximal noch die Hälfte der gesamten vorhandenen Werbefläche für sich
beanspruchen. Die SVP kritisierte die Änderung der Richtlinien als unangebrachten
Eingriff in den Wahlkampf. 7

WAHLEN
DATUM: 21.09.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurden Bemühungen von bürgerlichen Parteien für einen vermehrten
bürgerlichen Schulterschluss gegen die als taktisch geschickt und aufgrund der guten
Vernetzung in linken Kreisen häufig erfolgreich wahrgenommene Allianz zwischen Links-
Grün verstärkt. Dies zeigte sich etwa an Arbeitsgruppen zu Steuerthemen oder
Gesundheitspolitik, denen Parlamentarier der CVP, FDP, SVP, GLP und BDP angehören,
die sich während der Sessionen gelegentlich trafen. Auch die konzertierte Aktion gegen
die Einheitskrankenkasse, als alle bürgerlichen Fraktionen mit Vorstössen gegen die
Ausarbeitung eines Gegenvorschlags durch den Bundesrat reagierten, wurde in der

ANDERES
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Presse als Zeichen für eine stärkere bürgerliche Zusammenarbeit gewertet. Darüber
hinaus koordinierten sich die bürgerlichen Parteien in Abstimmungskampagnen
erfolgreich zumindest gegen linke Volksbegehren, wie etwa die 1:12-Initiative oder die
Initiative zur Abschaffung der Wehrpflicht. Dabei trug auch die SVP wieder vermehrt zu
bürgerlichen Kompromissen bei. Auch das gemeinsam von SVP, FDP und CVP getragene
Projekt für eine Initiative zum Schutz des Bankgeheimnisses wurde als Zeichen
verbesserter Zusammenarbeit interpretiert. Zu einem eigentlichen Test der Solidität
des bürgerlichen Lagers dürfte spätestens nach den Wahlen 2015 die Diskussion um die
Besetzung der Regierung werden. Die SP, aber auch die BDP sprachen der FDP die
Berechtigung auf zwei Sitze ab, da sich die Freisinnigen immer mehr zur
Juniorpartnerin der SVP entwickeln würden. 8

Die Zersplitterung der politischen Mitte, die sich bei einigen Kantonswahlen zeigte und
auch aus den nationalen Wahlen resultierte, fachte die Diskussion um eine
Mittekoalition weiter an. Gespräche zwischen der CVP, der BDP und der GLP über eine
mögliche Zusammenarbeit, kolportierte Fusionspläne aber auch das Szenario einer
breiten Mitte-Allianz unter Einbezug der FDP waren häufige Pressethemen. Dabei stand
neben wahltaktischen Listenverbindungen auch eine längerfristige inhaltliche
Zusammenarbeit im Fokus der Gespräche. CVP-Fraktionschef Urs Schwaller (FR)
versprach sich von einer „Neuen grossen Mitte“ mehr politischen Einfluss und die
mögliche Sicherung der gefährdeten Bundesratssitze der sich aufsplitternden Mitte-
Parteien. Relativ rasch kündigte die FDP an, die Bestrebungen für eine Allianz der Mitte
nicht mitzutragen, da eine solche nicht kompatibel mit der Konkordanz sei. Nach den
nationalen Wahlen wurde zumindest die Allianz zwischen BDP und CVP wieder ein
Thema, insbesondere im Hinblick auf die Bundesratswahlen. Die CVP sollte mithelfen,
Bundesrätin Widmer-Schlumpf zu bestätigen. Nach ihrer Wahlniederlage im Herbst
verstärkte vor allem die CVP die Bemühungen für eine engere Zusammenarbeit mit BDP
und GLP. Sogar eine Fusion mit der BDP wurde von den Christdemokraten ins Auge
gefasst, etwa in Form einer Union nach Vorbild der CDU/CSU in Deutschland. Allerdings
wurden die Pläne schnell begraben. Schliesslich kam es nicht einmal zu einer
gemeinsamen Fraktion: sowohl die CVP als auch die BDP entschieden sich für getrennte
Parlamentsfraktionen. Anfang Dezember gaben sich die beiden Parteien in einer
offiziellen Verlautbarung bis Juni 2012 Zeit, geeignete Formen der Zusammenarbeit zu
prüfen. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.12.2011
MARC BÜHLMANN

Eine vom EJPD finanzierte, Ende Februar publizierte Studie zeigte auf, dass die Parteien
zwischen 2005 und 2011 unterschiedlich viel Geld für Abstimmungskampagnen
ausgeben konnten. Werden die Ausgaben für alle Kampagnen summiert, so gab die SVP
mit 12 Mio. CHF rund drei Mal so viel aus wie die zweitplatzierte FDP (4 Mio. CHF). Die
CVP und die SP warfen laut der Studie rund 1 Mio. CHF auf, während die GP 35 000 für
Kampagnen im Vorfeld von eidgenössischen Urnengängen zur Verfügung stellte. Eine
Analyse des Zusammenhangs zwischen Aufwendungen und Abstimmungserfolg war
nicht Gegenstand der Studie. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.02.2012
MARC BÜHLMANN

Da die drei grossen bürgerlichen Parteien keine zentralen Mitgliederverzeichnisse
führen, ist es praktisch nicht möglich, Entwicklungen hinsichtlich ihrer
Organisationsstärke zu analysieren. International zeigt sich seit langem ein teilweise
beträchtlicher Mitgliederschwund. Die SP, die ein zentrales Register führt, ist von
dieser Entwicklung nicht ausgenommen. Zwischen 1992 und 2011 verloren die
Sozialdemokraten rund 15% ihrer Mitglieder, wie der TA berichtete. Die SP wies 2011
noch 31'226 Mitglieder aus. Die von der FDP (120'000 Mitglieder), der CVP (100'000
Mitglieder) und der SVP (90'000 Mitglieder) auf Anfrage genannten Zahlen und
insbesondere die Behauptung, dass diese über die letzten 20 Jahre stabil geblieben
seien, wurden von Experten angezweifelt. Genauere Angaben lassen sich bei den
kleineren Parteien machen, bei denen sich ein gegenteiliger Trend zeigt. Die
Mitgliederzahl der Grünen nahm zwischen 2003 und 2012 von 4'779 auf 7'523 zu. Die
BDP wuchs zwischen 2008 und 2012 von 3'500 auf 6'000 Mitglieder und die GLP hatte
ihre Mitgliederzahl zwischen 2007 und 2012 verdreifacht (2012: 3'600 Mitglieder). 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.10.2013
MARC BÜHLMANN
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Welche Partei steht ihrer Basis am nächsten? Dieser Frage ging eine Studie nach, die
sich auf die VOX-Abstimmungsnachanalysen stützte und einen Vergleich des
Abstimmungsentscheids der Stammwählerinnen- und Stammwählerschaft mit der
Parteiparole anstellte. Dabei zeigte sich, dass die Basis der Grünen lediglich bei 6
Prozent aller  eidgenössischen Abstimmungen zwischen 2004 und 2014 mehrheitlich
von der Parole ihrer präferierten Partei abwichen, die BDP-Basis hingegen bei 16
Prozent. Zwischen diesen beiden Extremen fanden sich die SP (7%), die FDP und die
GLP (je 13%), die SVP (14%) und die CVP (15%). 
Die Verortung der Abstimmungen in einen politischen Raum, der die Dimensionen
«links-rechts» und «konservativ-progressiv» umfasste, zeigte zudem, dass sich die
Basis aller Parteien jeweils weniger extrem positioniert als die Partei selber. Mit
anderen Worten finden sich die Sympathisantinnen und Sympathisanten von SP und GP
im politischen Raum weniger weit links und weniger progressiv als ihre Partei, während
die Anhängerinnen und Anhänger von GLP, BDP, CVP und FDP relativ zur Parteiposition
jeweils etwas stärker links und konservativer verortet werden als ihre präferierte Partei.
Weniger stark rechts als ihre Partei scheinen sich auch die Stammwählerinnen und
Stammwähler der SVP einzuschätzen. Auf der Achse «konservativ-progressiv» verorten
sich die Anhängerinnen und Anhänger der SVP allerdings gar noch konservativer als die
Position ihrer Partei dies vermuten liesse. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.04.2015
MARC BÜHLMANN

Zweieinhalb Jahre nach den eidgenössischen Wahlen 2019 hatten insgesamt sechzehn
Kantone ihre Parlamente und Regierungen neu bestellt, im März 2022 waren auch die
grossen Kantone Bern und Waadt dazugekommen. In der Presse wurde dies zum Anlass
genommen, um eine Zwischenbilanz über die seit 2019 in den Kantonen eingefahrenen
Gewinne und Verluste der einzelnen Parteien zu ziehen und daraus eine Formkurve
der Parteien abzuleiten sowie ihre Aussichten für die eidgenössischen Wahlen 2023 zu
diskutieren.
Als Haupttrend machten die Medien die Fortsetzung der «grünen Welle» aus: Diese sei
nach den nationalen Wahlen 2019 auch durch praktisch alle Kantone gerollt, indem die
Grünliberalen und die Grünen fast überall Zugewinne erzielten, vielerorts auch in einem
für Schweizer Verhältnisse recht beträchtlichen Ausmass. Ihre Erfolge führten die
Medien vor allem auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie zurück, bei der GLP zudem
auf die konsequent europafreundliche Linie der Partei. Insgesamt kamen die Grünen
damit Ende März 2022 auf 264 Sitze in den kantonalen Parlamenten (+48 Sitze und
+2,7% Wählendenanteil seit 2019), die GLP auf 144 (+46 und +2,9%). Mit der FDP (neu
526 Sitze, –28 und –1,1%), der SVP (522, –22 und –1,1%), der Mitte (447, –20 und –1.1%)
und der SP (432, –45 und –2,4%) hatten demgegenüber die vier Bundesratsparteien
allesamt verloren, am stärksten die SP.
Obwohl also der Aufwärtstrend der Grünen anhielt, wies er nicht mehr dasselbe
Ausmass auf wie bei den nationalen Wahlen und den ersten darauffolgenden
kantonalen Urnengängen. In der Konsequenz bedeutete dies erstens, dass nunmehr die
GLP vor den Grünen die am stärksten zulegende Partei war, und zweitens, dass das linke
Lager insgesamt nun nicht mehr wie seit 2019 wuchs, sondern schrumpfte: Die
Zugewinne der Grünen reichten zuletzt nicht mehr aus, um die Verluste der SP zu
(über)kompensieren.
Mit Bezug auf die SP stellten die NZZ und der Tages-Anzeiger fest, dass sich die
Wahlresultate nochmals verschlechtert hatten, seitdem Cédric Wermuth (sp, AG) und
Mattea Meyer (sp, ZH) im Oktober 2020 das Co-Präsidium übernommen hatten. Die SP
habe seither weder die sozial- und wirtschaftspolitische Krisenlage im Zuge der Covid-
19-Pandemie noch Abstimmungssiege etwa im von ihr angeführten Referendum gegen
die Stempelsteuer-Abschaffung in Wahlerfolge ummünzen können. Im Tages-Anzeiger
wurden zwei mögliche Erklärungen für das Formtief der SP genannt: die parteiinternen
Konflikte in der Europapolitik und eine «ideologische Verengung», durch die der
sozialliberale Parteiflügel nur noch wenig wahrgenommen werde und die
entsprechenden Wählendengruppen nicht mehr abgeholt werden könnten.
Die Mitte wiederum schien an den Wahlurnen nicht nennenswert vom neuen
Parteinamen und der Fusion zwischen CVP und BDP profitieren zu können, sondern
befand sich in einem unverminderten Abwärtstrend – zuletzt auch in der einstigen
BDP-Hochburg Bern.
Was die Rückschlüsse auf die nationalen Wahlen 2023 betrifft, relativierten sowohl die
AZ als auch die NZZ: Die Ergebnisse der kantonalen Wahlen liessen sich nicht einfach
auf die nationale Ebene übertragen. So seien die FDP und die Mitte in den Kantonen
traditionell stärker, während die Parteien an den politischen Polen bei nationalen
Wahlen besser mobilisieren könnten. Ohnehin könne sich die Grosswetterlage bis im
Oktober 2023 noch ändern, etwa als Folge des russischen Angriffskriegs gegen die
Ukraine; je nach dessen weiterem Verlauf könnte beispielsweise die SVP mit ihren

WAHLEN
DATUM: 27.03.2022
HANS-PETER SCHAUB
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Kernthemen Flüchtlingspolitik, Neutralität und Europa wieder auf mehr Resonanz
stossen.

Sehr unterschiedliche Interpretationen lieferten die Medien zur elektoralen
Entwicklung der politischen Lager: Die WOZ fand, es sei weiterhin ein «Linksrutsch»
festzustellen, weil das rot-grüne Lager seit 2019 immer noch im Plus liege. Die Aargauer
Zeitung betonte dagegen, dass es zwischen dem linken, dem rechten und dem
Zentrums-Lager über alle Kantone hinweg insgesamt nur geringe Verschiebungen gebe;
die wesentlichen Umwälzungen spielten sich vielmehr innerhalb der «Blöcke» ab (im
Zentrum eine Stärkung der GLP und eine Schwächung der Mitte, im linken Lager eine
Stärkung der Grünen und eine Schwächung der SP). Die NZZ und der im Tages-Anzeiger
zitierte Politologe Claude Longchamp wiederum stellten in den Vordergrund, dass das
rot-grüne Lager zuletzt und das nationalkonservative Lager mit der SVP schon seit
Längerem gewisse Verluste verbucht hätten, während das politische Zentrum dank der
GLP unter dem Strich zulege. Damit sahen sie einen lang anhaltenden Trend in der
Schweizer Politik – das Wachstum der beiden politischen Pole auf Kosten des Zentrums
– vorerst gebrochen. 13

Grosse Parteien

Nach ihrem Nein zur Volksinitiative „Nationalbankgewinne für die AHV“ (Kosa-Initiative)
und ihrer Zustimmung zu den Sonntagsverkäufen in Bahnhöfen empfahlen die
Delegierten der FDP an ihrem Parteitag in Mendrisio (TI) das neue Partnerschaftsgesetz
mit 142:8 Stimmen bei sieben Enthaltungen zur Annahme. Mit 160:2 Stimmen billigten
sie die Union der Freisinnigen und Liberalen. Die vertiefte Zusammenarbeit mit der LP
werde die Probleme des Freisinns aber gemäss FDP-Parteipräsident Pelli nicht lösen.
Um den Wählerschwund zu stoppen, brauche es ein klares und mutiges, eigenständiges
Profil: Einerseits soll die Delegiertenversammlung aufgewertet werden, indem sie
künftig wichtige Positionen, die zuvor allein von den Leitungsgremien vorgegeben
wurden, diskutiert und verabschiedet; so erteilte die Basis der Parteileitung grünes
Licht, sich dafür einzusetzen, dass mit dem Nationalbankgold Schulden der IV abgebaut
werden. Andererseits sollen die Kantonalparteien ihre Positionen besser mit der FDP
Schweiz absprechen, vor allem, wenn es um kantonale Fragen von nationaler Bedeutung
geht. Um die entsprechenden Kontakte zu intensivieren, nimmt sich jedes
Geschäftsleitungsmitglied einer Region an: Marianne Kleiner (AR) der Ostschweiz, Ruedi
Noser (ZH) der Nordwestschweiz und Berns, der Walliser Kantonalpräsident Léonard
Bender der Westschweiz, die Tessiner Regierungsrätin Marina Masoni ihres
Heimatkantons und Parteipräsident Fulvio Pelli des Kantons Zürich. Der Luzerner
Nationalrat Georges Theiler, einziges Nicht-Mitglied des Präsidiums, stellt die
Verbindung zur Innerschweiz sicher. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Freisinnigen gaben sich ein neues Logo, das die Partei im April der Öffentlichkeit
präsentierte. Ein blauer Schriftzug auf weissem Grund propagiert das Motto „FDP. Wir
Liberalen“. Die Basler Liberalen kritisierten das Motto wegen seiner grossen Ähnlichkeit
mit ihrem eigenen, „Die Liberalen. LDP“, und forderten die Rücknahme des Logos. Der
Streit konnte schliesslich beigelegt werden. 15

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.04.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Bereits im Februar hatten die Parteispitzen von FDP und Liberalen angekündigt, dass im
Oktober der offizielle Beschluss zur Fusion der beiden Parteien fallen solle. Seit 2005
hatten sie in der freisinnig-liberalen Union zusammengearbeitet, eine gemeinsame
Bundeshausfraktion hatten sie seit 2003 gebildet. Im Juli wurden die geplanten
Statuten für eine Übergangszeit bis 2015 bekannt gemacht: Die Liberalen sollen
demnach in allen Gremien der Partei angemessen vertreten sein. Auch dürfen auf
kantonaler Ebene während der Übergangsfrist liberale und freisinnige Parteien getrennt
voneinander weiterbestehen. Jedoch soll es in den betreffenden Kantonen (relevant ist
die Regelung vor allem für die Kantone Genf, Waadt und Basel-Stadt) eine Verpflichtung
zur Zusammenarbeit zwischen Liberalen und Freisinnigen geben. Auf kantonaler Ebene
hatte es schon Fusionen in den Kantonen Freiburg und Wallis gegeben, eine weitere
ging im April im Kanton Neuenburg über die Bühne. Die geplante Fusion auf nationaler
Ebene ging bei den kantonalen Parteien in die Vernehmlassung – zusammen mit der
Frage nach einem neuen Namen für die Partei. Während in der Romandie die in einigen
Kantonen bereits verwendete Bezeichnung „Parti libéral-radical“ folgerichtig erschien,
gab es in der Deutschschweiz grossen Widerstand gegen eine Umbenennung von FDP in

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.09.2008
SABINE HOHL
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FLP (Freisinnig-liberale Partei), so dass diese Idee verworfen werden musste. Man
entschied sich dafür, die Partei in der Deutschschweiz „FDP – Die Liberalen“ zu
nennen. Widerstand gegen die Fusion kam fast nur aus den Reihen der Basler
Liberaldemokraten. 16

Am 25. Oktober beschlossen die FDP-Delegierten in Bern einstimmig die Fusion mit der
Liberalen Partei. Die Liberalen stimmten an einer gleichzeitig abgehaltenen
Versammlung ebenfalls zu und stiessen unter Applaus zu den Delegierten der
Freisinnigen hinzu. Die offizielle Gründung der neuen Partei wurde auf Februar 2009
(rückwirkend auf den 1.1.2009 hin) angesetzt. Fulvio Pelli und der Präsident der
Liberalen, Pierre Weiss, hielten zusammen eine Rede, in der sie die gemeinsamen
Wurzeln der beiden Parteien betonten. Pelli äusserte sich zudem an der Versammlung
kritisch über die Banken und riet UBS-Führungskräften, ihre Boni zurückzuzahlen. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2008
SABINE HOHL

An der Delegiertenversammlung vom 28. Februar in Bern wurde die Fusion von FDP und
LP rückwirkend auf den 1. Januar 2009 juristisch besiegelt. Hauptthema der
Versammlung war das Bankgeheimnis. Die Delegierten verabschiedeten eine
Resolution, in der am Bankkundengeheimnis festgehalten wird. Dieses sei wichtig für
den Schutz der Privatsphäre und dürfe nicht aufgeweicht werden. Um mit dem Druck
des Auslands auf das Bankgeheimnis umzugehen, forderte die FDP eine Ausweitung des
mit der EU abgeschlossenen Zinsbesteuerungsabkommens auf weitere Staaten und
auch auf andere Vermögenserträge. An der Unterscheidung zwischen Steuerbetrug und
Steuerhinterziehung wird im Positionspapier festgehalten. Darüber war man sich
innerhalb der FDP allerdings nicht einig: Einen Tag nach der Delegiertenversammlung
forderte Nationalrat Philipp Müller (fdp, AG) in der Sonntagspresse, dass die Schweiz
gegenüber dem Ausland die Unterscheidung zwischen Steuerhinterziehung und
Steuerbetrug fallen lassen solle. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.02.2009
SABINE HOHL

Im Vorfeld der kantonalen Wahlen in Zürich wurde in der Sonntagszeitung ein brisanter
parteiinterner Streit kolportiert. 2006 hätte sich die Zürcher Kantonalsektion gegen die
Aufnahme des damals aus der Grünen Partei ausgetretenen Martin Bäumle (glp) in die
FDP-Fraktion gestellt, obwohl die nationale Partei dies befürwortet hätte. Nationalrat
Ruedi Noser (ZH) warf Nationalrätin Doris Fiala (ZH), damals Kantonsrätin vor, die
Aufnahme von Bäumle verhindert zu haben, weil sie den Verlust des eigenen guten
Listenplatzes bei den nationalen Wahlen 2007 befürchtet habe. Die FDP hätte – so
Noser gemäss „Sonntagszeitung“ – heute weniger Konkurrenz zu fürchten, hätte man
Bäumle damals aufgenommen. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.04.2011
MARC BÜHLMANN

2008 hatten die Delegierten der Liberalen Partei und der FDP die Fusion beschlossen,
die 2009 vertraglich geregelt wurde. Es wurde eine Übergangsfrist bis 2015 vorgesehen,
während derer die Fusion in allen Kantonen umgesetzt werden sollte. Während der
Zusammenschluss in den Kantonen Wallis und Neuenburg noch 2008 vollzogen worden
war, stand die liberal-radikale Fusion im Berichtsjahr in den Kantonen Basel-Stadt, Genf
und Waadt weiterhin aus. Im Kanton Basel-Stadt ist eine Fusion vorderhand kein
Thema, im Kanton Waadt ist sie für 2012 geplant. Im Kanton Genf wurde der offizielle
Akt nach rund zweijährigen Vorverhandlungen im Mai des Berichtsjahres – also noch vor
den Nationalratswahlen – vollzogen. Der Parti Libéral Genevois (PLG) und der Parti
Radical Genevois (PRG), beide mehr als hundert Jahre alt, gaben ihre Eigenständigkeit
und ihre Namen am 24. Mai zugunsten des neuen Parti libéral-radical (PLR) auf. Die
Fusion in Genf ging allerdings nicht ohne Nebengeräusche über die Bühne. Viele
Delegierte sprachen von einer Vernunftheirat ohne Enthusiasmus. Dennoch stimmten
die Abgeordneten beider Parteien (PLG: 213 zu elf Stimmen und zwei Enthaltungen;
PRG: 149 zu 19 Stimmen bei drei Enthaltungen) letztlich deutlich für den
Zusammenschluss. Der neue Präsident der Partei – Alain-Dominique Mauris – wurde
Ende Mai per Akklamation gewählt. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.10.2011
MARC BÜHLMANN
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Mit der Fusion der LP und der FDP im Kanton Waadt war der 2008 beschlossene
Prozess des Zusammengehens von Liberalen und Freisinnigen abgeschlossen. Die
Waadtländer Radicaux und Libéraux lösten sich am 7. September bzw. am 26.
September auf und gründeten die neue PLR.Les Libéraux-Radicaux. Im Kanton Genf
feierte die FDP Ende Mai ihr einjähriges Fusionsjubiläum. Der einzige Kanton, in dem es
Ende 2012 noch eine Liberale Partei gab, blieb damit Basel-Stadt. Dort ist ein
Zusammengehen zwischen Liberal-Demokratischer Partei (LDP) und FDP kein Thema.
Zwar wäre die Baselstädtische FDP-Spitze durchaus für ein Zusammengehen zu haben –
immerhin wären die beiden Parteien zusammen mit 18,3% Wähleranteil die stärkste
bürgerliche Kraft im Kanton – die LDP hatte jedoch 2007 eine Heirat deutlich mit 80%
Nein-Stimmen abgelehnt. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.10.2012
MARC BÜHLMANN

Die FDP des Kantons Neuenburg musste ebenfalls mit einigen Krisen fertig werden. Auf
der einen Seite sorgte der juristisch noch nicht abgeschlossene Fall Hainard nach wie
vor für Schlagzeilen. Frédéric Hainard musste 2011 nach einer Affäre aus der
Kantonsregierung zurücktreten. Er trat in der Folge aus der FDP aus und gründete die
„Neue liberale Partei“, mit der er bei Kommunalwahlen in La Chaux-de-Fonds antrat.
Die FDP wehrte sich erfolglos gegen die Verwendung dieses Parteinamens. Auf der
anderen Seite wurde die FDP, die mit drei Sitzen in der Kantonsregierung die Mehrheit
hält, für die Regierungskrise im Kanton mitverantwortlich gemacht. Erschwerend kam
noch hinzu, dass der seit 2009 amtierende Staatsrat Claude Nicati aufgrund
parteiinterner Streitigkeiten Mitte Oktober aus der FDP austrat und sich für eine
Wiederwahl nicht zur Verfügung stellen wollte, zumindest nicht für die FDP. Nicati
verhandelte in der Folge mit der GLP und der BDP. 22

PARTEICHRONIK
DATUM: 18.10.2012
MARC BÜHLMANN

Die 2008 beschlossene Fusion zwischen der nationalen FDP und der nationalen LP ist
bis anhin noch nicht in allen Kantonalsektionen vollzogen worden. Im Berichtsjahr
vertieften die Liberalen und die FDP in den Kantonen Genf und Waadt ihre
Fusionspläne. Kein Thema ist ein Zusammengehen vorderhand im Kanton Basel-Stadt,
wo die Liberale Partei im Berichtsjahr mit der Rückkehr zur Bezeichnung
Liberaldemokraten, ihren alten Namen wieder annahm. 23

PARTEICHRONIK
DATUM: 13.10.2013
MARC BÜHLMANN

Liberale Parteien

Bei den eidgenössischen Wahlen verlor die Liberale Partei zwei ihrer sechs bisherigen
Mandate im Nationalrat (darunter den Sitz von Christine Wirz-von Planta, BS) und
büsste damit ihre Fraktionsstärke ein. Die vier liberalen Parlamentarier, welche alle aus
der Romandie stammen, schlossen sich der FDP-Fraktion an; diese trug dem Zuwachs
Rechnung, indem sie sich in der französischen Version in „groupe radical-liberal“
umbenannte. Erste Gespräche über eine engere Zusammenarbeit der beiden Parteien
auf nationaler Ebene hatten bereits im Sommer stattgefunden; der gemeinsame
Ständeratswahlkampf der beiden Präsidenten Claude Ruey (lp) und Christiane
Langenberger (fdp) in der Waadt sowie die Verluste beider Parteien in den
Nationalratswahlen hatten die Annäherung gefördert. Auf nationaler Ebene bilden
Liberale und Freisinnige künftig eine Föderation, die kantonalen Parteistrukturen
bleiben jedoch erhalten. Die Empfehlungen der LP zu den eidgenössischen Vorlagen
deckten sich mit jenen der FDP, mit Ausnahme der Revision der Volksrechte, zu der die
Liberalen die Nein-Parole herausgaben. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 03.11.2003
MAGDALENA BERNATH

Im Januar beschlossen die Liberalen in Neuenburg oppositionslos, eine Föderation mit
den Freisinnigen einzugehen (bei den eidgenössischen Wahlen hatte die LP ihre
Fraktionsstärke eingebüsst und sich der FDP-Fraktion angeschlossen). Liberale und
Freisinnige bleiben eigenständige Parteien mit eigenen Statuten, wollen aber künftig
gemeinsame Fachtagungen und gemeinsame Delegiertenversammlungen durchführen
und sich die Kommissions- und Sekretariatsarbeit teilen. In einer von 200 Liberalen
beantworteten Umfrage sprachen sich zwei Drittel für ein Bündnis mit den Freisinnigen
aus, gleich viele lehnten aber eine eigentliche Fusion ab, lediglich 13% sprachen sich für
diese Variante des Zusammengehens aus. Gemäss Parteipräsident Ruey bilde die Fusion
der beiden Parteien auf nationaler Ebene eine langfristige Option, auf kantonaler Ebene
sei sie wenig wahrscheinlich. 69% der Liberalen hatten sich für eine Allianz mit der FDP,
14% mit der SVP und 17% für eine Dreifachallianz ausgesprochen. 25

PARTEICHRONIK
DATUM: 19.06.2004
MAGDALENA BERNATH
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Im Sommer zog Parteipräsident Ruey eine positive Bilanz der Zusammenarbeit mit der
FDP auf eidgenössischer Ebene und sprach sich für eine Fortführung der Kooperation
aus. Die Annäherung sei ein Mittel, die schweizerische Politik zu dynamisieren, welche
heute wegen der starren Politik von SP und SVP immer mehr unter Blockaden leide. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.06.2004
MAGDALENA BERNATH

Anfang April billigten die Liberalen im Beisein von FDP-Präsident Fulvio Pelli (TI) die
Statuten zur Neugründung einer Union der Freisinnigen und Liberalen (UFL), und zwei
Monate später stimmten ihr beide Parteien an einer gemeinsamen
Delegiertenversammlung in Neuenburg zu. LP-Präsident Claude Ruey (VD) betonte die
Notwendigkeit, dass sich die liberalen Kräfte geschlossen der Blockierung der Politik
von rechts und links entgegenstellten. Die neue Union ist als Verein konstituiert und
setzt sich vorrangig zum Ziel, die Arbeit der beiden Parteien auf eidgenössischer Ebene
anzugleichen und zu koordinieren sowie eine Annäherung in den Kantonen zu fördern.
Geplant sind vorerst gemeinsame Abstimmungskampagnen, Fachtagungen und eine
UFL-Plattform für die eidgenössischen Wahlen 2007. Geleitet wird die Union von einem
zwölfköpfigen Vorstand und einer Generalversammlung, die aus den
Vorstandsmitgliedern beider Parteien, den Präsidenten der Kantonalparteien und der
Fraktionen sowie Vertretungen der Jungen und der Frauen besteht. Im November
bestimmten LP und FDP den liberalen Genfer Grossrat Pierre Weiss zum ersten
politischen Verantwortlichen der UFL. Er soll die Aktivitäten der Union koordinieren
und den Weg zu allfälligen Fusionen der beiden Parteien auf kantonaler Ebene ebnen.
Gemäss Weiss stehe die Fusion im Kanton Freiburg unmittelbar bevor, und im Wallis
komme sie rasch voran. In Neuenburg steige ein Liberaler als UFL-Kandidat in die
Ersatzwahl für den Regierungsrat. In mehreren Waadtländer Gemeinden gäbe es UFL-
Listen, und auch in den Kantonen Genf und Basel-Stadt sei der Annäherungsprozess im
Gang. 27

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Die enge Zusammenarbeit mit der FDP im Rahmen der freisinnig-liberalen Union fand
kantonal wie kommunal nur vereinzelt ein Echo, so in Corcelles-Cormondrèche (NE), wo
im März die „Union radicale-liberale“ gegründet wurde. Im Kanton Freiburg kam es zur
Fusion der FDP mit der dort sehr kleinen LP zum „Parti libéral-radical“. Im Kanton
Wallis, wo den Liberalen ebenfalls nur geringe Bedeutung zukommt, fand die
Zusammenarbeit in der gemeinsamen Parlamentsfraktion statt. Auf nationaler Ebene
beschlossen die Delegierten beider Parteien im Dezember die weitere Zusammenarbeit
in der seit 2003 bestehenden gemeinsamen Fraktion im Bundesparlament. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.07.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Im Januar hielt die Liberale Partei gemeinsam mit der FDP eine Veranstaltung in Genf
ab, an der die beiden Parteien über die Initiative für eine Einheitskrankenkasse
diskutierten. Der Präsident der Liberalen, Claude Ruey (VD), plädierte in einer Rede für
eine noch engere Zusammenarbeit der beiden Parteien, sprach jedoch nicht von
Fusion. Die Atmosphäre zwischen Freisinnigen und Liberalen an der Veranstaltung
wurde in der Presse als kühl beschrieben. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.01.2007
SABINE HOHL

Nach den Nationalratswahlen, welche den Verlust von 0,3 Prozentpunkten Wähleranteil
und eine gleich bleibende Sitzzahl (4) gebracht hatten, kündigte Parteipräsident Ruey
(VD) an, dass er eine Fusion mit der FDP anstrebe. Die beiden Parteien sollten sich nach
seiner Vorstellung auf nationaler Ebene vereinen, auf kantonaler Ebene jedoch
weiterhin getrennt voneinander auftreten. Ruey schlug vor, die fusionierte Partei solle
einen neuen Namen erhalten. Die Liberal-demokratische Partei des Kantons Basel-
Stadt, die einzige Deutschschweizer Sektion der LPS, erklärte, sie sei mit den Plänen für
einen Zusammenschluss von FDP und LP nicht einverstanden. 30

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.10.2007
SABINE HOHL

Im Februar kündigten die Parteispitzen von LP und FDP an, dass der offizielle Beschluss
zur Fusion der beiden Parteien am 25. Oktober fallen solle. In den vorgesehenen
Statuten für eine Übergangszeit bis 2015 wurden den Liberalen eine Vertretung im
Vizepräsidium und 3 von 20 Vorstandssitzen zugesichert. Zudem dürfen in denjenigen
Kantonen, in denen es Liberale und Freisinnige gibt, diese vorläufig nebeneinander
weiterbestehen. Allerdings sollen sie zur Zusammenarbeit verpflichtet sein. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.02.2008
SABINE HOHL
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Im April beschlossen die Liberalen und die Freisinnigen des Kantons Neuenburg zu
fusionieren. Beide Parteien haben im Kanton einen nennenswerten Wähleranteil
(Liberale bei den letzten Wahlen 14,8%, Freisinnige 12,7%). Der neue „Parti libéral-
radical“ ist damit die stärkste Partei in Neuenburg. 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.04.2008
SABINE HOHL

Am 25. Oktober stimmten die Delegierten der Liberalen in Bern der Fusion mit den
Freisinnigen mit 49 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung zu. Der Fusionsvertrag soll im
Februar 2009 besiegelt werden und rückwirkend auf den 1. Januar 2009 in Kraft treten.
Die Delegierten aus Basel-Stadt lehnten (mit Ausnahme von Christine Wirz, die als
Vizepräsidentin der LP Schweiz an der Vorbereitung der Fusion beteiligt war) die Fusion
ab. Der Basler Regierungsrat Christoph Eymann (lp) bezeichnete diese als von oben
aufoktroyiert. Das Ziel sei bloss der Machterhalt, es gebe keine inhaltliche Zielsetzung.
Die Basler Liberalen kündigten an, im Januar 2009 über den Verbleib in der neuen
nationalen Partei zu befinden. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.2008
SABINE HOHL

Die Fusion zwischen FDP und LPS war von den nationalen Delegierten beider Parteien
im Oktober 2008 beschlossen worden. Der Fusionsvertrag sieht eine Übergangsfrist
bis 2015 vor. Bis dahin sollen auch alle kantonalen Sektionen den Zusammenschluss
vollzogen haben. In drei der sechs Kantone, in denen die LPS traditionell stark verankert
war (FR, VS, NE) fand die Fusion noch 2008 statt (in FR bereits 2006). Im Kanton Genf
heirateten die Liberalen und die Radikalen im Berichtsjahr. Die Fusion im Kanton Waadt
ist für 2012 geplant. Einzig im Kanton Basel-Stadt ist die Verbindung kein Thema. Die
Liberale Partei hat 2010 dort denn auch wieder ihre ursprüngliche Bezeichnung
„Liberaldemokraten“ übernommen und gilt als statutarisch eigenständige und
unabhängige Partei. Man habe zwar häufig gemeinsame Positionen, aber keine Lust mit
einer Partei zu fusionieren, welche die SVP zuweilen rechts zu überholen versuche, gab
der Baselstädtische Regierungsrat Christoph Eymann in einem Interview zu Protokoll. 34
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Im Berichtjahr wurde mit der Fusion im Kanton Waadt zwischen Radicaux und Libéraux
der 2008 beschlossene und seit 2009 in allen Kantonen durchgeführte Fusionsprozess
zwischen der Liberalen Partei und der FDP abgeschlossen. Einzig im Kanton Basel-Stadt
ist eine Fusion zwischen der Liberal-Demokratischen Partei und der FDP weiterhin kein
Thema. Die LDP ist zwar seit 2009 Mitglied der FDP.Die Liberalen auf eidgenössischer
Ebene, will aber auf kantonaler Ebene selbständig bleiben. 35
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